
7. Beilage im Jahre 1960 zu den stenographischen Sitzungsberichten
des XIX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 7

Antrag
der Vorarlberger Landesregierung auf Wiederholung des Gesetzesbeschlusses über ein

Schulerhaltungsgesetz

B e r i c h t

Der Vorarlberger Landtag hat in seiner 
Sitzung vom 8. Februar 1960 einen Gesetzes­
beschluß über die Errichtung, Erhaltung und 
Auflassung der öffentlichen Pflichtschulen und 
öffentlichen Kindergärten (Schulerhaltungs­
gesetz) gefaßt. Gegen diesen Gesetzesbeschluß 
hat die Bundesregierung wegen Gefährdung 
von Bundesinteressen gemäß Art. 98 Abs. 2
B.-VG. aus folgenden Gründen Einspruch er­
hoben:
1. Nach § 13 Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses 

(Verwendungsbewilligung) hat der dort 
vorgesehenen Kommission u. a. ein „Ver-

- treter des Bezirksschulrates" bzw. bei Be­
rufsschulen ein „Vertreter des Landes­
schulrates" anzugehören. Diese Bestim­
mung werde dem § 12 Abs. 1 des Grund­
satzgesetzes nicht gerecht, wonach der 
Kommission ein „Beamter der Schulauf­
sicht" anzugehören habe. Durch die Tex­
tierung des Grundsatzgesetzes sollte ge­
währleistet sein, daß die einschlägigen Be­
lange durch einen Pädagogen in der Funk­
tion eines Bezirks- bzw. Landesschul­
inspektors wahrgenommen werden. Der 
Gesetzesbeschluß trage dem Willen des 
Grundsatzgesetzgebers nicht Rechnung, 
weil er die Zuziehung eines „beamteten 
Pädagogen" nicht gewährleiste.

2. Der § 19 Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses 
erscheine insofern bedenklich, als dort vom 
„ordentlichen Wohnsitz" gesprochen wird. 
Es erhebe sich die Frage, ob hierin ein 
Widerspruch zu § 15 Abs. 4 des Gesetzes­
beschlusses erblickt werden kann, wonach 
sprengelangehörig jene Schulpflichtigen 
sind, die im Schulsprengel, wenn auch nur 
zum Zwecke des Schulbesuches, wohnen.

3. Der in der Überschrift zu § 30 wie auch 
im Text des § 30 Abs. 1 und 3 verwendete 
Begriff „Betrieb" finde in der dem Landes­
gesetzgeber durch das Schulerhaltungs- 
Kompetenzgesetz eingeräumten Zuständig­
keit zur Regelung der Errichtung, Erhal­
tung und Auflassung öffentlicher Kinder­

gärten keine Deckung. Die Zuständigkeit 
des .Landesgesetzgebers beschränke sich 
auf die Errichtung, Erhaltung und Auflas­
sung öffentlicher Kindergärten, weshalb 
die Terminologie „Verwendungsbewilli­
gung" bzw. „Verwendung" empfohlen 
wird.

4. Der § 32 des Gesetzesbeschlusses schränke 
insofern, als darin die Parteistellung nur 
den gesetzlichen Erhaltern von Öffent­
lichen Pflichtschulen und öffentlichen Kin­
dergärten ausdrücklich zuerkannt wird, 
die Grundsatznorm unzulässigerweise ein. 
Der Grundsatzgesetzgeber treffe im § 15 
des Grundsatzgesetzes die Feststellung 
der Parteieigenschaft in einer jeden Zwei­
fel ausschließenden Weise auch hinsicht­
lich der „zu einem Schulsprengel gehören­
den oder in sonstiger Weise an einer 
öffentlichen Pflichtschule beteiligten Ge­
bietskörperschaften". Durch das Fehlen 
dieser Wendung sei der Gesetzesbeschluß 
grundsatzwidrig und gefährde damit Bun­
desinteressen.

Zu diesen Ausführungen der Bundes­
regierung wird bemerkt:

Zu Pkt. 1:
In den geltenden Rechtsvorschriften ist 

nirgends zwingend vorgeschrieben, daß die 
Landes- und Bezirksschulinspektoren Beamte 
sein müssen. Es wäre daher rechtlich ohne 
weiteres möglich, daß solche Organe sich im 
Status eines Vertragsangestellten befinden. 
In diesem Falle würde die Wendung „Beam­
ter der Schulaufsicht" zu Schwierigkeiten füh­
ren. überhaupt erscheint es sehr weitgehend, 
in einem Grundsatzgesetz die Beiziehung 
eines bestimmten Beamten vorzuschreiben. 
Eine solche Detailregelung dürfte nach An­
sicht der Landesregierung über die Kompe­
tenz des Bundes zur Erlassung von Grund­
sätzen hinausgehen. Ferner kommt dazu, daß 
die Schulaufsicht für die in Betracht kommen-
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den Schultypen te ils  "vom Bezirksschulrat 
(Volks-, Haupt- und Sonderschulen) und teils  
vom  Landesschulrat (Berufsschulen) w ahrzu­
nehm en ist. Es w ürde som it auch, eine Formu­
lierung, w ie  etw a  „Organ der Schulaufsicht“ 
unbefriedigend sein, da die Z uständigkeits­
frage • nicht 'entsprechend zum Ausdruck  
kommt. W eiters is t  darauf zu verw eisen , daß 
jed e  Behörde e in e Einheit darstellt, der zur 
W ahrung ihrer In teressen  die erforderlichen  
B edien steten  b eig eg eb en  sind. Eine Vorschrift, 
wonach der K om m issionierung ein  bestim m ter 
Beam ter b eizuziehen  ist, w ürde daher bereits  
in innerdienstliche V erhältn isse eingreifen . 
A us d iesen  Gründen erscheint es zw eck­
m äßiger, die W endung „Vertreter des Bezirks­
schulrates'"' bzw. „Vertreter des Landesschul­
rates" zu belassen . Es darf m it Recht ange­
nom m en w erden, daß von  se iten  des Landes­
schulrates bzw . des Bezirksschulrates der je ­
w e ilig e  Schulinspektor zu den K om m issio­
n ierungen en tsen det w ird und nicht irgendein  
B ediensteter ohne pädagogische K enntnisse. 
Sofern in dieser Richtung Bedenken b estün ­
den, hätte es der Bund selbst in der Hand, 
durch ein e interne V erfügung d iese Frage im  
gew ünschten Sinne zu regeln /

Zu Pkt. 2:

D ie Beitragspflicht .wurde deshalb auf den  
ordentlichen • W ohnsitz abgestellt,' w eil eine  
B elastung der Schulsitzgem einde m it den  
K osten  für jen e Schüler, die nur zum Schul­
besuch in d ie se r  G em einde w ohnen, nicht als 
gerechtfertigt erachtet wurde. Es ist zwar 
richtig, daß der Begriff des ordentlichen  
W oh nsitzes m it dem  die Sprengelangehörig­
k eit begründenden W ohnsitz nicht genau  
übereinstim m t. Dennoch kann nach Ansicht 
der V orarlberger Landesregierung nicht von  
einem  W iderspruch die Rede sein. Bei der 
Sprengelangehörigkeit (§ 15 Abs. 4) handelt 
es sich näm lich um das Recht und die Pflichl 
zum Schulbesuch und beim  § 19 Abs. 2 um  
die Beitragspflicht der. Sprengelgem einden an 
den gesetzlich en  Schulerhalter, som it um zw ei 
v ö llig  verschiedene Fragen.
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Zu Pkt. 3: '
O

D ie B etriebsbew illigung im Sinne des § 30; 
des G esetzesb eschlu sses ste llt genau d en sel­
ben  V organg dar w ie  die V erw endungsbe- 
w illigu n g  für Pflichtschulen im Sinne des § 13' 
des G esetzesbeschlusses. D ies ergibt sich klar 

' aus AbS. 3 des § 30, wonach die B etriebsbe­
w illigu n g  zu erteilen  ist, w enn die Errichtung 
des K indergartens b ew illig t w urde und die 
G ebäude und son stigen  Liegenschaften den  

' V orschriften  über die bauliche G estaltung und 
Einrichtung der K indergärten entsprechen. Es 
handelt sich som it nur um eine andere B e­
zeichnung ein  und d esselb en  V organges. D ie  
Landesregierung ist aus d iesem  Grund nicht 
der M einung, daß eine -Kom petenzüberschrei­
tung vorliegt.

Zu Pkt. 4:

Es ist zutreffend, daß die Bestim m ung über 
die R arteistellung (§ 32 des Gesetzes^

' beschlusses) enger gefaßt ist als die ent­
sprechende Norm  (§ 15) des Grundsatz­
gesetzes. D iese  Einengung w urde bew ußt vo r­
genom m en, w e il die Form ulierung des Grund- 
sa tzgesetzes zu unm öglichen K onsequenzen  
führen würde. So m üßten bei Erweiterung  
einer Berufsschule, deren Sprengel sich auf 
das ganze Land erstreckt, säm tliche G em ein­
den  des Landes zu den K om m issionierungen  
eingeladen , zum Bauvorhaben gehört und mit 
einer Bescheidausfertigung b eteilt w erden. 
N och  w eittragendere Folgen  ergäben sich b ei 
Berufsschulen, deren Sprengel sich auf- m eh­
rere Bundesländer oder auf das ganze Bun­
d esgeb iet erstreckt. „Die A nhörung der G e­
m einden und son stigen  G ebietskörperschaften  

• w äre lediglich  gerechtfertigt, w enn  es sich um  
die Frage der Sprengelzugehörigkeit handelt. 
In d iesem  Falle ist jedoch die Einräumung 
einer P arteistellung nicht möglich; w e il die 
Sprengelfestsetzung durch V erordnung erfolgt.

D ie Vorarlberger Landesregierung ist aus 
den d argelegten  Gründen der A uffassung, 'daß 
k ein e V eran lassun g besteht, dem  Einspruch 
der B undesregierung Rechnung zu tragen. Sie 
ste llt daher den

A n t r a g :

Der H ohe Landtag w o lle  beschließen:

„Der G esetzesbeschluß vom  8. Februar 1960 schulen und öffentlichen K indergärten (Schul- 
über ein  G esetz über die Errichtung, Erhal- erhaltungsgesetz) w ird gem äß Art. 98 Abs. 2 
tung und A uflassung der öffentlichen Pflicht- B -VG. w iederholt."

B r e g e n z ,  am 12. A pril 1960.
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